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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 4. März 1982 durch die 
Richter Zorn, Henkel, Dr. Lang, Dr* Jähnke und Nonnenkamp

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel des Beklagten werden 
das Urteil des 19. Zivilsenats des Kammer­
gerichts in Berlin vom 19. November 1979 
aufgehoben, soweit zum Nachteil des Beklag­
ten erkannt ist, und das Urteil der Zivil­
kammer 195 des Landgerichts Berlin vom 
28. September 1977 teilweise abgeändert.
Die Klage wird in vollem Umfang abgewiesen.

Die Klägerin trägt die außergerichtlichen 
Kosten des Rechtsstreits.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die 1916 geborene jüdische Klägerin macht Entschä­
digungsansprüche wegen Schadens an Körper oder Gesundheit 
geltend. Nachdem sie sich mit Schreiben vom 21. Mai 1968 
"mit der Gewährung der Mindestrente entsprechend der je­
weiligen Höhe der Erwerbsminderung einverstanden" erklärt 
hatte, billigte ihr die Behörde durch Bescheid vom 
29. August 1968 Heilverfahren, Kapitalentschädigung und 
die Mindestrente bei einer verfolgungsbedingten Minderung
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der Erwerbsfähigkeit von 28 vom Hundert zu. Die Klä­
gerin wurde dabei in den einfachen Dienst eingereiht; 
eine Berechnung des Hundertsatzes entfiel wegen der 
Einverständniserklärung mit der Mindestrente. Der Be­
scheid wurde nicht angefochten. Die Mindestrente wurde 
in der Folgezeit auf Grund der 8. ÄndVO zur 2. DV-BEG 
und der nachfolgenden Änderungsverordnungen linear er­
höht.

Im Juli 1976 beantragte die Klägerin, die Mindest­
rente ab 1. September 1965 auf die Rente nach dem mitt­
leren Hundertsatz umzustellen, und berief sich dabei auf 
die Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 29. Januar 
1976 (RzW 1976, 116 Nr. 31). Hilfsweise stützte sie ihren 
Antrag auch auf Abhilfe im Zweitverfahren. Mit Bescheid 
vom 3. August 1976 lehnte die Behörde den Antrag ab.

Das Landgericht verurteilte den Beklagten zur Zah­
lung einer Rente in Höhe von 25 vom Hundert der Vergleichs­
bezüge des einfachen Dienstes ab 1. April 1969 nebst Zin­
sen und wies die weitergehende Klage auf Zahlung einer 
Rente mit dem Hundertsatz von 25,5 ab. Hiergegen legte 
nur der Beklagte Berufung ein. Während des Berufungsver­
fahrens stützte die Klägerin ihren Klageanspruch auch auf 
§§ 35, 206 BEG. Das Kammergericht änderte das Urteil des 
Landgerichts teilweise ab und sprach der Klägerin für die 
Zeit vom 1. April 1969 bis 31. Dezember 1976 nur eine 
Rentennachzahlung von 3.439 DM nebst Zinsen statt von 
3.809 DM und ab 1. Januar 1977 die Mindestrente zu.
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Mit der Revision beantragt der Beklagte, die Klage 
in vollem Umfang abzuweisen. Die Klägerin bittet um Zu­
rückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe

Die Revision ist begründet.

Das Berufungsgericht ist der Auffassung, die Mindest­
rente der Klägerin sei im Abhilfewege vom 1. April 1969 bis 
31. Dezember 1976 auf eine Hundertsatzrente umzustellen. 
Dieser Rentenumstellung stehe die frühere Einverständniser­
klärung mit der Mindestrente nicht entgegen, da sie weder 
die Klägerin noch den Beklagten binde. Unerheblich sei auch, 
daß die Einverständniserklärung erst nach dem Inkrafttreten 
der 7. ÄndVO zur 2. DV-BEG abgegeben worden sei. Die Klägerin 
sei nach Art. 3 GG so zu stellen wie jede andere Verfolgte, 
so daß der Berechnung ihrer Rente ihre jeweiligen persönli­
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse zugrunde zu legen 
seien. Eine fehlerfreie Ermesseserwägung für eine Verwei­
gerung der Abhilfe habe der Beklagte nicht vorgebracht.

Diese Ausführungen begegnen durchgreifenden recht­
lichen Bedenken. Zutreffend geht das Berufungsgericht zwar 
davon aus, daß die Klägerin eine Umstellung ihrer Mindest­
rente auf eine Hundertsatzrente nicht nach den Grundsätzen



- 5 -

von BGH RzW 1976, 116 Nr. 31 verlangen kann, weil über 
ihren Rentenanspruch kein Vergleich abgeschlossen, son­
dern durch Bescheid entschieden worden ist, den die Klä­
gerin nicht angefochten hat (BGH RzW 1978, 185 Nr. 22 
und ständig).

Die Klägerin kann eine Neufestsetzung ihrer Rente 
auch nicht nach §§ 35, 206 BEG verlangen. Denn sie hat 
sich nach ihrem eigenen Vortrag in der Klageschrift sei­
nerzeit mit der Mindestrente einverstanden erklärt, um 
langwierige Ermittlungen über die persönlichen und wirt­
schaftlichen Verhältnisse zu vermeiden und eine Verfah­
rensbeschleunigung zu erreichen. Da sie deshalb nichts 
über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
vorgetragen hat, sind diese für die Entscheidung über die 
Rente ohne Bedeutung gewesen. Somit liegt kein Fall des 
§ 206 Abs. 1 BEG vor (BGH RzW 1981, 122). Eine Verschlim­
merung ihres Verfolgungsleidens macht die Klägerin nicht 
geltend.

Auch die rechtlichen Voraussetzungen für eine Ab­
hilfe sind hier nicht erfüllt, so daß es auf etwaige Er­
messenserwägungen des Beklagten nicht ankommt. Abhilfe 
kommt von Rechts wegen nur in Betracht, wenn die Entschei­
dung, gegen die Abhilfe gewährt werden soll, im Ergebnis 
unrichtig ist. Der Bescheid vom 29. August 1968 ist nicht 
unrichtig, weil er der Klägerin das gewährt, was sie sei­
nerzeit unter Zugrundelegung einer auch später nicht in 
Frage gestellten vMdE von 25 v. H. erstrebt hatte. Die 
8. und die nachfolgenden Änderungsverordnungen haben die 
rechtlichen Grundlagen für die Berechnung der Rente nicht 
mehr geändert. Die linearen Rentenerhöhungen, die sie zu



§ 1 3  nebst Anlage und zu § 21 a der 2* DV-BEG brachten, 
waren deshalb nach den Merkmalen der bestandskräftig 
zuerkannten Rente festzusetzen (BGH RzW 1978, 185 Nr. 22; 
1981, 915 Beschluß vom 23. November 1978 - IX ZB 162/76). 
Somit sind auch die späteren Entscheidungen über die Ren­
tenerhöhungen richtig und einer Abhilfe nicht zugänglich. 
Auch nach Treu und Glauben kann die Klägerin eine Umstel­
lung ihrer Mindestrente auf eine Hundertsatzrente nicht 
verlangen (vgl. BGH RzW 1981, 91).

HenkelZorn
Dr. Jähnke Nonnenkamp

Dr. Lang
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